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Schülerinnen und Schüler nehmen in der Regel an dem1.
Religionsunterricht  des  Bekenntnisses  teil,  dem  sie
angehören.  Bei  der  Aufnahme  in  die  Schule  wird
festgestellt,  ob  die  Schülerinnen  und  Schüler  einem
Bekenntnis  angehören,  für  das  in  Hessen  ein
bekenntnisorientierter  Religionsunterricht  eingerichtet
ist.  Soll  davon  abweichend  eine  Schülerin  oder  ein
Schüler  an  einem  Religionsunterricht  teilnehmen,  der
nicht  dem  eigenen  Bekenntnis  entspricht,  sondern  dem
Bekenntnis  einer  anderen  Kirche  oder
Religionsgemeinschaft  folgt,  bedarf  es  hierfür  einer
schriftlichen Erklärung der Eltern (§ 100 des Hessischen
Schulgesetzes) oder der religionsmündigen Schülerinnen
und Schüler sowie der Zustimmung der aufnehmenden Kirche
oder  Religionsgemeinschaft.  Ist  die  religionsmündige
Schülerin oder der religionsmündige Schüler noch nicht
volljährig, so hat die Schule die Erklärung nach Satz 3
den Eltern schriftlich mitzuteilen.
Eine  Abmeldung  vom  Religionsunterricht  bedarf  einer2.
schriftlichen Erklärung der Eltern (§ 100 des Hessischen
Schulgesetzes) oder der religionsmündigen Schülerinnen
und  Schüler.  Die  Schule  hat  die  Abmeldung  von
religionsmündigen,  aber  noch  nicht  volljährigen
Schülerinnen  und  Schülern  den  Eltern  schriftlich
mitzuteilen.  Die  Abmeldung  ist  nur  in  der  Form  der
Einzelabmeldung statthaft. Sie soll nur am Ende eines
Schulhalbjahres erfolgen. Eine Rücknahme der Abmeldung
ist zulässig.
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Im Falle eines Schulwechsels nehmen die Schülerinnen und3.
Schüler am Religionsunterricht ihres Bekenntnisses teil,
soweit  keine  Abmeldung  nach  Nr.  2  erfolgt  ist.  Die
Eltern  sowie  die  religionsmündigen  Schülerinnen  und
Schüler  sollen  anlässlich  des  Schulwechsels  über  den
bekenntnisorientierten  Religionsunterricht  informiert
werden.
Schülerinnen  und  Schüler,  die  keinem  Bekenntnis4.
angehören oder an deren Schule kein Religionsunterricht
ihres Bekenntnisses erteilt wird, können auf Antrag der
Eltern oder, wenn sie religionsmündig sind, auf eigenen
Antrag  am  Religionsunterricht  teilnehmen,  wenn  die
Kirche oder Religionsgemeinschaft, deren Bekenntnis der
Religionsunterricht  folgt,  ihre  Zustimmung  hierzu
erteilt.

Beschluss des Bundesverfassungsgerichts – 1 BvR 47/84 –vom 25.
2. 1987 „Mainzer Studienstufe“, Leitsatz:
Die Entscheidung über die Teilnahme von Schülern eines anderen
Bekenntnisses  am  Religionsunterricht  obliegt  der  für  den
Unterricht verantwortlichen Religionsgemeinschaft. Der Staat
ist  gemäß  Art.  7  Abs.  3  Satz  2  GG  verpflichtet,  dieser
Entscheidung Rechnung zu tragen.


